
Wird eine verpfändete Sache trotzdem verkauft, er­
langt der Käufer zwar das Eigentum, es ist aber mit 
dem P. des Gläubigers belastet, der die Sache erfor­
derlichenfalls zur Verwertung herausverlangen 
kann. Mit der vollständigen Rückzahlung des Kre­
dits erlischt das P.
Nach den gleichen Grundsätzen wie bewegliche Sa­
chen können Forderungen verpfändet werden. Das 
P. entsteht durch Vertrag zwischen Schuldner und 
Gläubiger, wobei die Erklärung des Schuldners der 
Schriftform bedarf. Die Verpfändung wird erst wirk­
sam, wenn sie dem / Drittschuldner schriftlich mit­
geteilt worden ist. Eine Forderung, die nicht über­
tragbar ist (z.B. auf Z Unterhalt), darf nicht ver­
pfändet werden (§449 Abs. 2 ZGB). Die Verpfän­
dung bewirkt, daß der Drittschuldner nur an den 
Pfandgläubiger leisten darf und der Pfandgläubiger 
aus der verpfändeten Forderung Erfüllung verlangen 
kann, sobald die Forderung fällig ist und der Schuld­
ner nicht leistet. Diese Form der Verpfändung ist we­
nig bedeutsam. Wesentlich mehr Bedeutung hat die 
Z Pfändung von Arbeitseinkommen und anderen 
Forderungen im Rahmen der Vollstreckung von 
Zahlungsansprüchen.

Pfändung Z Pfändung von Arbeitseinkommen Z 
Pfändung von Sachen И Vollstreckung

Pfändungsanordnung - vom Sekretär des zuständi­
gen Kreisgerichts in der Z Vollstreckung erlassene 
schriftliche Anordnung über die Pfändung einer For­
derung oder eines Rechts des Z Schuldners (§§99, 
117 ZPO). In der P. werden angegeben:
- der Z Gläubiger, zu dessen Gunsten gepfändet 

wird, sowie der Grund, aus dem ihm ein Z An­
spruch gegen den Schuldner zusteht, und die Hö­
he dieses Anspruchs;

- der Schuldner und die ihm zustehende Forde­
rung, die gepfändet werden soll;

- derjenige, gegen den sich die Forderung des 
Schuldners richtet (Z Drittschuldner).

Außerdem wird in der P. die Pfändung der genann­
ten Forderung des Schuldners in Höhe des An­
spruchs des Gläubigers ausgesprochen. Dem Schuld­
ner wird verboten, über die gepfändete Forderung zu 
verfügen, und der Drittschuldner wird angewiesen, 
in diesem Umfang nicht mehr an den Schuldner zu 
leisten, sondern den gepfändeten Betrag an den 
Gläubiger zu zahlen, beim Z Staatlichen Notariat zu 
hinterlegen oder bis zu einer weiteren Anweisung 
des Gerichts einzubehalten. Zu den Rechten, die ge­
pfändet werden können, gehören unter anderem das 
Recht, die Aufhebung einer Z Erbengemeinschaft 
zu verlangen, und das Recht zur Kündigung eines 
Vertrages, wenn diese zulässig ist und dazu führt, 
daß die aus dem Vertrag geschuldete Z Leistung fäl­
lig wird. Letzteres betrifft z. B. den Vertrag über ein 
Z Darlehn, wenn zur Rückzahlung nichts vereinbart 
wurde und auch aus den Umständen nicht zu entneh­
men ist, wann der Darlehnsnehmer zurückzuzahlen 
hat. Bei Pfändung von Rechten wird ebenfalls eine 
P. erlassen, ihr Inhalt entspricht der bei Pfändung

Pfändung von Arbeitseinkommen

von Forderungen. Außerdem muß der Z Sekretär 
des Gerichts den Gläubiger ermächtigen, an Stelle 
des Schuldners das gepfändete Recht geltend zu ma­
chen.
Die P. wird dem Drittschuldner zugestellt (Z Zustel­
lung) , dem Gläubiger und dem Schuldner übersandt. 
Pfändungsverfügungen, die bei der Z Vollstreckung 
wegen Geldforderungen staatlicher Organe und Ein­
richtungen von den dafür zuständigen Vollstrek- 
kungsstellen erlassen werden, haben die gleichen 
Wirkungen wie eine P.

Pfändung von Arbeitseinkommen - Vollstreckungs­
maßnahme zur Durchsetzung von Zahlungsansprü­
chen (Z Vollstreckung), mit der bewirkt wird, daß 
ein Teil des Z Arbeitseinkommens eines Werktäti­
gen nicht mehr an diesen gezahlt werden darf, son­
dern seinem Z Gläubiger gezahlt werden muß. Ge­
pfändet wird die Forderung des Werktätigen auf 
Vergütung seiner Arbeitsleistungen, die ihm seinem 
Betrieb, seiner Dienststelle oder seiner Genossen­
schaft gegenüber auf Grund des Z Arbeitsrechtsver­
hältnisses, Dienstverhältnisses oder des genossen­
schaftlichen Mitgliedschaftsverhältnisses zusteht 
(§§ 97, 114 ZPO). Zur P. wird eine Z Pfändungsan­
ordnung erlassen und dem Betrieb, der Genossen­
schaft usw. als dem Z Drittschuldner zugestellt. Von 
der P. werden außer dem Lohn oder Gehalt bzw. der 
Vergütung für Arbeitseinheiten (Z Arbeitsvergü­
tung in LPG) auch solche Zahlungen erfaßt wie z. B. 
Z Überbrückungsgeld, der Ausgleich bei Arbeits­
ausfall, die Vergütung für Arbeitsbereitschaft. Auch 
Z Geldleistungen der Sozialversicherung sind, so­
weit sie im Betrieb ausgezahlt werden, der P. unter­
worfen; hiervon müssen dem Werktätigen jedoch 
mindestens 50 Prozent, wenn die Geldleistung pro 
Arbeitstag nicht mehr als 20Mark beträgt, und bei 
höheren Geldleistungen mindestens 10 Mark täglich 
verbleiben (§97 Abs. 2 ZPO i.Verb. m. § 1 der 
2. DB zur ZPO). И Jahresendprämie, Jahresend­
auszahlung sowie einige weitere Zahlungen (§ 103 
ZPO) können bis zur Hälfte gepfändet werden, je­
doch nur zur Vollstreckung wegen Forderungen, die 
bereits fällig sind oder bis zur Auszahlung der Jahres­
endprämie usw. fällig werden. Außerdem muß hier 
die Pfändung besonders angeordnet werden. Be­
stimmte Einkünfte bzw. Bestandteile der Arbeits­
einkünfte können gemäß § 98 ZPO nicht gepfändet 
werden, z.B. Preise, Prämien und andere Zahlun­
gen, die im Zusammenhang mit staatlichen oder ge­
sellschaftlichen Z Auszeichnungen gewährt werden. 
Wird gepfändet, weil der Werktätige seinen Ver­
pflichtungen zur Zahlung des Z Mietpreises für die 
Wohnung, von Z Unterhalt, Z Familienaufwand 
oder gerichtlich festgelegten Tilgungsraten nicht 
nachkommt, werden die laufenden monatlichen Be­
träge in voller Höhe von dem pfändbaren Arbeits­
einkommen einbehalten und an den Gläubiger abge­
führt, ebenso der Betrag einer sonstigen Zahlungs­
verpflichtung, sofern er 5 Prozent der monatlichen
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